
Mit ihrer Mitwirkung geben die Gewerkschaften den 
Gerichten eine wesentliche Hilfe für gerechte Entschei
dungen. Andererseits gehen von der gerichtlichen Tä
tigkeit Impulse aus, die den Gewerkschaften helfen kön
nen, durch Verallgemeinerung der Ergebnisse der Recht
sprechung ihre Leitungstätigkeit besonders im Hinblick 
auf die inhaltliche Anleitung der Konfliktkommissionen 
und für die Weiterentwicklung des sozialistischen 
Staats- und Rechtsbewußtseins der Werktätigen zu ver
bessern.

Zur Teilnahme von Mitgliedern der Konflikt
kommissionen an Verhandlungen
Von großer Bedeutung für die Wirksamkeit der Recht
sprechung ist die Teilnahme von Mitgliedern der Kon
fliktkommission an der Verhandlung, in der über den 
von ihnen entschiedenen Streitfall erneut beraten wer
den muß. Hierbei ist allerdings zu beachten, daß die 
Einladung von Mitgliedern gesellschaftlicher Gerichte 
bei Behandlung von Einsprüchen gegen ihre Beratungs
ergebnisse differenziert zu erfolgen hat und daß dabei 
besonders auch die Belange der Produktion zur Wah
rung der Relation zwischen Aufwand und Nutzen zu 
berücksichtigen sind./3/
Unter Beachtung dieser Differenzierungsgrundsätze 
kann es in besonderen Fällen auch geboten sein, Mit
glieder anderer Konfliktkommissionen zur Verhandlung 
einzuladen, wenn der Rechtsstreit und die Entscheidung 
für die Tätigkeit der Konfliktkommissionen sowohl 
hinsichtlich der Verhandlungsmethodik als auch bezüg
lich der behandelten materiell-rechtlichen Probleme be
sondere Bedeutung haben. In diesen Fällen empfiehlt 
es sich auch, im Anschluß an die Verhandlung mit den 
anwesenden Mitgliedern von Konfliktkommissionen un
ter Teilnahme der Schöffen den Prozeßstoff und die in 
diesem Zusammenhang ihre Betriebe betreffenden ar
beitsrechtlichen Probleme zu erörtern.
Auch das trägt zur Qualifizierung der Arbeit der Kon
fliktkommissionen und zugleich zur Erhöhung der Ef
fektivität der Arbeitsrechtsprechung der staatlichen Ge
richte bei, weil ihre Ergebnisse durch die Konfliktkom
missionen auf breiterer Basis wirksam gemacht werden. 
Außerdem kommen die Kreisgerichte damit ihrer Ver
pflichtung aus § 68 Abs. 1 KKO nach, in ihrem Bereich 
die einheitliche Rechtsanwendung in der Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen zu gewährleisten. Nicht zuletzt 
ist die Teilnahme von Mitgliedern der Konfliktkommis
sionen-an der gerichtlichen Verhandlung auch eine Un
terstützung der Gewerkschaften bei der Anleitung und 
Schulung der Konfliktkommissionen.

Zur Teilnahme von Werktätigen an 
der mündlichen Verhandlung
Eine weitere Form der Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte besteht darin, unter Beachtung der bereits er
wähnten Differenzierungsgrundsätze solche Betriebs
angehörigen zur mündlichen Verhandlung einzuladen, 
die zur gerechten Entscheidung des Arbeitsstreitfalls 
beitragen können oder für die die Verhandlung und 
Entscheidung beispielhafte Bedeutung hat (§ 25 Abs. 1 
AGO).
Diese Betriebsangehörigen sind keine Zeugen (§ 27 
Abs. 1 AGO) und auch nicht beauftragte Kollektivver
treter im Sinne des Strafprozeßrechts. Dennoch sollen 
sie als gesellschaftliche Kräfte mithelfen, die den Ar
beitsstreitfall begünstigenden Bedingungen im Betrieb 
aufzudecken. Sie sollen auch — das ist ein weiteres Ziel
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ihrer Mitwirkung — angeregt und befähigt werden, die 
durch die Teilnahme am Verfahren gewonnenen Er
kenntnisse künftig in ihrem Bereich anzuwenden, an der 
Durchsetzung des sozialistischen Arbeitsrechts mitzu
wirken und mithelfen, die sozialistische Gesetzlichkeit 
im Betrieb weiter zu festigen. Durch ihre Mitwirkung 
realisieren die Werktätigen eines ihrer Grundrechte, 
zugleich aber auch — weil Wahrnehmung der Rechte 
und Pflichten stets als Einheit angesehen werden 
muß/4/ — ihre diesbezügliche Pflicht.

Zur Verhandlung vor erweiterter Öffentlichkeit
Die Wirksamkeit eines gerichtlichen Verfahrens ein
schließlich der Entscheidung wird wesentlich durch die 
Wahrung des Prinzips der Öffentlichkeit mitbestimmt. 
Die öffentliche Verhandlung fördert die freiwillige Ein
haltung der Regeln des sozialistischen Zusammenlebens 
der Menschen und dient der Erziehung der Bürger. Des
halb ist die Öffentlichkeit der Verhandlung gesetzlich 
vorgeschrieben (§ 4 GVG, § 13 Abs. 1 AGO).
Die Öffentlichkeit des Verfahrens ermöglicht die Kon
trolle durch die Werktätigen; auch das ist eine Form 
ihrer Mitwirkung im Gerichtsverfahren. Zugleich wird 
dadurch, daß das Gericht in der Verhandlung gesetz
liche Bestimmungen und ihre Anwendung erläutert, die 
Prozeßbeteiligten auf Rechte und Pflichten hinweist und 
sie zur bewußten und freiwilligen Einhaltung der ge
setzlichen Regelungen anhält, eine hohe erzieherische 
Wirkung erzielt. Deshalb ist die Verwirklichung des 
Öffentlichkeitsprinzips als Mitwirkungsform der Werk
tätigen eine wichtige politische Forderung, deren Eiv 
füllung der Durchsetzung der sozialistischen Demokra
tie und der erfolgreichen Erziehung und Selbsterzie
hung der Werktätigen dient.
Diese Zielsetzung der Öffentlichkeit des Verfahrens 
läßt erkennen, daß es nicht schlechthin um Öffentlich
keit geht. Es kommt vielmehr wie bei jedem Grundsatz, 
der der gesellschaftlichen Wirksamkeit der Rechtspre
chung dient, auch bei der Verwirklichung des Prinzips 
der Öffentlichkeit auf die Leitung durch das Gericht an. 
So darf es das Gericht nicht dem Zufall überlassen, ob 
im Verhandlungsraum Zuhörer anwesend sind oder 
nicht, sondern es muß durch entsprechende Maßnah
men die Öffentlichkeit des Verfahrens so gestalten, daß 
die Anwesenden zur Entscheidung des Arbeitsstreitfalls 
beitragen können oder daß die Verhandlung und Ent
scheidung für sie erzieherische und bewußtseinsbildende 
Bedeutung hat.
Im Arbeitsrechts verfahren, hat die Verhandlung im Be
trieb eine besondere Bedeutung. Sie ist die wichtigste 
Form einer erweiterten öffentlichen Verhandlung, weil 
dort, wo der Streitfall seinen Ausgangspunkt hatte, die 
Werktätigen am wirkungsvollsten Hinweise für die 
Überwindung seiner Ursachen geben können und zu
gleich. Impulse vermittelt bekommen, künftig vorbeu
gend tätig zu werden. Allerdings darf auch diese Maß
nahme zur Erhöhung der Wirksamkeit der gerichtlichen 
Tätigkeit picht dazu führen, Werktätige von der Pro
duktion abzuhalten und dadurch volkswirtschaftliche 
Verluste zu verursachen./5/
Eine Verhandlung des Gerichts im Betrieb erfordert 
deshalb die Erfüllung anderer Bedingungen als sie ge
wöhnlich im Gerichtsgebäude selbst gegeben sind. So 
muß eine straffe Verhandlungsführung gewährleistet 
sein. Durch eine gut durchdachte rationelle Arbeits
weise muß das Gericht sichern, daß schon kurze Zeit 
nach der Verhandlung die begründete Entscheidung ver-
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